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Bericht über den Ausschluss des Bezugsrechts 

ABO Energy GmbH & Co. KGaA 

mit Sitz in Wiesbaden 

- ISIN DE0005760029 und WKN 576002 - 

Schriftlicher Bericht der persönlich haftenden Gesellschafterin über den Ausschluss des 

Bezugsrechts gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 i. V. m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu 

TOP 9 (Änderung des Genehmigten Kapitals 2023 (Ziffer 4.8 der Satzung)) 

Die persönlich haftende Gesellschafterin der Gesellschaft wurde mit Beschlussfassung der 

Hauptversammlung vom 27. Oktober 2023 gemäß Ziffer 4.8 der Satzung der Gesellschaft 

ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 26. 

Oktober 2028 einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu EUR 2.000.000,00 durch die 

Ausgabe von bis zu 2.000.000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- 

und/oder Sacheinlagen zu erhöhen („Genehmigtes Kapital 2023“). Die persönlich haftende 

Gesellschafterin wurde zugleich ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre unter anderem auszuschließen, wenn eine Kapitalerhöhung gegen 

Bareinlagen 10 Prozent des Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen 

Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet (§ 186 Abs. 3 S. 4 AktG); beim 

Gebrauchmachen dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 S. 4 

AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen nach § 186 Abs. 

3 S. 4 AktG zu berücksichtigen. 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG wurde durch das Gesetz zur Finanzierung von zukunftssichernden 

Investitionen (Zukunftsfinanzierungsgesetz – ZuFinG) vom 11. Dezember 2023 

(Bundesgesetzblatt 2023 I Nr. 354 vom 14. Dezember 2023) geändert. Damit hat der 

Gesetzgeber die Grenze beim vereinfachten Bezugsrechtsausschluss von bisher 10 Prozent 

des Grundkapitals auf 20 Prozent des Grundkapitals angehoben, um Kapitalerhöhungen zu 

erleichtern und Deutschland als Wirtschaftsstandort insbesondere für 

Wachstumsunternehmen attraktiver zu machen. Das Genehmigte Kapital 2023 soll an diese 

neue gesetzliche Regelung angepasst werden.  

Die persönlich haftende Gesellschafterin soll daher ermächtigt werden, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, wenn eine Kapitalerhöhung 

gegen Bareinlagen 20 Prozent des Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabetrag der 

neuen Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet (§ 186 Abs. 3 S. 4 AktG); beim 
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Gebrauchmachen dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 S. 4 

AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen nach § 186 Abs. 

3 S. 4 AktG zu berücksichtigen.  

Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Barkapitalerhöhungen gibt der 

persönlich haftenden Gesellschafterin die Möglichkeit, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre gem. § 186 Abs. 3 S. 4 AktG auszuschließen. Der Vorschlag liegt 

damit im Rahmen der gesetzlichen Regelung. Das Volumen der Ermächtigung entspricht 20 

Prozent des Grundkapitals der Gesellschaft.  

Diese Ermächtigung ermöglicht eine kurzfristige Aktienplatzierung unter flexibler 

Ausnutzung günstiger Marktverhältnisse sowie der Nutzung von strategischen Möglichkeiten 

und führt in der Regel zu einem deutlich höheren Mittelzufluss als im Fall einer 

Aktienplatzierung mit Bezugsrecht, da bei der Festlegung des Platzierungsentgelts kein 

Kursänderungsrisiko für den Zeitraum der Bezugsfrist berücksichtigt werden muss. Die 

persönlich haftende Gesellschafterin soll mit dieser Form der Kapitalerhöhung in die Lage 

versetzt werden, die für die zukünftige Geschäftsentwicklung erforderliche Stärkung der 

Eigenkapitalausstattung zu optimalen Bedingungen vornehmen zu können. Dadurch, dass 

der Ausgabepreis der Aktie den Börsenkurs jeweils nicht wesentlich unterschreitet, wird dem 

Interesse der Kommanditaktionäre an einem wertmäßigen Verwässerungsschutz Rechnung 

getragen. Die persönlich haftende Gesellschafterin wird den Ausgabepreis so nahe an dem 

dann aktuellen Börsenkurs festlegen, wie dies unter Berücksichtigung der jeweiligen Situation 

am Kapitalmarkt möglich ist, und sich um eine marktschonende Platzierung der neuen Aktien 

bemühen. Die Abweichung vom Börsenpreis zum Zeitpunkt der Ausnutzung des 

Genehmigten Kapitals 2023 wird keinesfalls mehr als 5 % des dann aktuellen Börsenpreises 

betragen. 

Der Umfang einer Barkapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 

gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ist begrenzt auf 20 % des Grundkapitals bei Wirksamwerden 

der Ermächtigung bzw., sofern dieser Betrag niedriger sein sollte, bei Ausnutzung der 

Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss. Auf diese 20 %-Grenze sind Aktien anzurechnen, 

die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter 

oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben oder veräußert 

werden. 
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Durch diesen Anrechnungsmechanismus wird im Einklang mit der Regelung des § 186 Abs. 3 

S. 4 AktG dem Schutzbedürfnis der Aktionäre im Hinblick auf eine Verwässerung Rechnung 

getragen, indem ihre Beteiligungsquote auch bei einer Kombination von Kapitalmaßnahmen 

so weit wie möglich erhalten bleibt. Da sich der Ausgabepreis für die unter vereinfachtem 

Bezugsrechtsausschluss ausgegebenen neuen Aktien am Börsenkurs zu orientieren und die 

Ermächtigung nur einen beschränkten Umfang hat, haben die Aktionäre zudem die 

Möglichkeit, ihre relative Beteiligungsquote und ihren relativen Stimmrechtsanteil durch 

Zukauf von Aktien über die Börse aufrechtzuerhalten. Es ist daher sichergestellt, dass in 

Übereinstimmung mit der gesetzlichen Wertung des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG sowohl die 

Vermögens- wie auch die Stimmrechtsinteressen bei einer Ausnutzung des genehmigten 

Kapitals unter Ausschluss des Bezugsrechts angemessen gewahrt werden, während der 

Gesellschaft im Interesse aller Aktionäre weitere Handlungsspielräume eröffnet werden. 

Bei Abwägung aller genannten Umstände hält die persönlich haftende Gesellschafterin die 

vorgeschlagene Ermächtigung zum Bezugsrechtausschluss in den genannten Fällen aus den 

aufgezeigten Gründen für sachlich gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären für 

angemessen. 

Im Hinblick auf die unverändert gebliebenen Gründe für einen möglichen Ausschluss des 

Bezugsrechts gemäß des Genehmigten Kapitals 2023 wird vorsorglich auf den Schriftlichen 

Bericht des Vorstands der ABO Wind Aktiengesellschaft über den Ausschluss des 

Bezugsrechts gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 i. V. m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG vom 15. September 

2023 verwiesen. 

 

Der persönlich haftende Gesellschafter wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von 

der Ermächtigung zur Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der 

Kommanditaktionäre Gebrauch machen soll. Er wird dies nur tun und der Aufsichtsrat wird 

seine Zustimmung nur erteilen, wenn dies nach pflichtgemäßer Prüfung aus Sicht der Organe 

im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und ihrer Kommanditaktionäre liegt.  

Der persönlich haftende Gesellschafter wird die jeweils nächste Hauptversammlung über die 

Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2023 unterrichten. 
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Wiesbaden, 11. April 2025 

ABO Energy GmbH & Co. KGaA 

Ahn & Bockholt Management GmbH 

(persönlich haftende Gesellschafterin) 

Die Geschäftsführung 

 

 

_________________________      _________________________ 

Dr. Karsten Schlageter      Dr. Thomas Treiling 

 

 

_________________________      _________________________ 

Susanne von Mutius      Matthias Hollmann 

 

 

_________________________ 

Alexander Reinecke 

 


